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Basel-Stadt
Freitag, 30. August 2019

Gemeindeparlament InRiehen kos-
ten die Schulen viel mehr als er-
wartet.Der«Leistungsauftrag Bil-
dung und Familie» muss für die
Jahre 2017 bis 2020 um ganze
9,71Millionen aufgestocktwerden.
Die verantwortliche Gemeinderä-
tin Silvia Schweizer (FDP) nannte
drei Gründe für den Nachkredit.
Die Schülerzahlen seien «in einem
unerwartetenMass angestiegen»,
was auch viel höhere Kosten für
dieTagesbetreuung zurFolge hat-
te. Überproportional gewachsen
sei ebenfalls die Anzahl von Kin-
dern, die verstärkte Massnahmen
brauchen,etwa aufgrund einerBe-
hinderung, sagte Schweizer.

Sowohl die Sachkommission
Bildung und Familie (SBF) wie
auch die Finanzkoordinations-
kommission (FiKoko) zeigtenVer-
ständnis für die Mehrkosten. Die
FiKoko empfiehlt eine kürzere
Laufzeit derLeistungsaufträge,um
besser planen zu können. Es sei
positiv,mehrGeld für Kinder aus-
geben zumüssen, sagte die Grüne
MarianneHazenkamp-vonArx,die
in derEVP-Fraktionpolitisiert. Su-
sanne FischAmrhein (SP) meinte,
die Tagesstrukturen könnte man
vielleicht anders organisieren,
etwa mit Tagesschulen. Patrick
Huber (CVP) wunderte sich, dass
der Gemeinderat bei der Planung
der Schülerzahlen um zehn Pro-
zent falsch lag: «Wir erwarten
Massnahmen, damit die Kosten
nicht weiter steigen.» Auch Tho-
mas Strahm (LDP) verlangte, rea-
listischer zu budgetieren. Die
Gründe für die Mehrkosten seien
nachvollziehbar, sagte Elisabeth
Näf (FDP).PeterMark (SVP) sprach
von einer«bedenklichenEntwick-
lung»,vor allem bei den Schülern,
die verstärkteMassnahmen brau-
chen. «Die Gesellschaftsentwick-
lung kannnichtmathematisch be-
rechnet werden», so Katja Christ
(GLP).Mit 36 zu null Stimmen hat

der Einwohnerrat am Mittwoch-
abend denNachkredit genehmigt.

Petition für Ausbau
Im Oktober 2018 haben über
400 Personen eine Petition fürden
Ausbau der Tagesstrukturen
unterzeichnet. Gefordert wurde,
dass zwei Standorte abdemSchul-
jahr 2019/2020 auch während elf
bis zwölf Ferienwochenoffen sind.
Vorerst an gesetzlichen Feierta-
gen, zwischen Weihnachten und
Neujahr sowie amEnde der Som-
merferien könnten die Tages-
strukturen geschlossen bleiben.

Die Kommission fürVolksan-
regungen und Petitionen (Petko)
unter demPräsidiumvon Chris-
tian Heim (SVP) beantragte dem
Parlament, die Petition müsse
nicht erfüllt werden. «Das aktu-
elleAngebot ist sehr gut und ent-
sprichtweitestgehend denWün-
schen der Petition», so Heim.
Neben denvon derGemeinde an-
gebotenen Betreuungsplätzen
gebe es auch viele private Ange-
bote. Der Antrag der Petko wur-
de mit 28 zu 10 Stimmen ange-
nommen. Dagegen stimmte die
SP. «Das Grundanliegen der Pe-
tition ist nicht erfüllt. Die SPwird
weiter am Thema dranbleiben»,
so Franziska Roth-Bräm.

Kommt nun Plastikrecycling?
Mit einem Planungsauftrag ver-
langte Paul Spring (SP) vom Ge-
meinderat, eine separate Plastik-
abfuhr insAuge zu fassen.DerGe-
meinderat ging darauf nicht ein:
DieGemeinde sei gesetzlich sowie-
so verpflichtet, wiederverwertba-
re Abfälle zu sammeln und zu re-
cyceln. SVP, FDP und LDP folgten
mehrheitlich denArgumenten des
Gemeinderats,wurden jedochvon
einerAllianz aus SP,CVP,GLPund
EVP überstimmt.

Rolf Zenklusen

Riehen bewilligt einen Nachkredit in
Höhe von 9,7 Millionen für die Schulen

Serkan Abrecht

An derUnteren Rebgasse und im
Rappoltshof, da geht es manch-
mal laut zu und her. Bis in die
Morgenstunden wird dort ge-
zecht, zudem werde mit Drogen
gedealt, es sollen illegal Prostitu-
ierte aus demAusland in denHof
geliefertwerden,undMitarbeiter
der Stadtreinigung sollen illegal
deponierten Müll von anliegen-
den Fressbuden an der Unteren
Rebgasse entsorgen – ebenfalls
illegal.All dieseGeschichten sorg-
ten vor einem Jahr für Furore am
Rheinknie.

Publiziert hat sie BaZ-Journa-
list Daniel Wahl. Anwohner be-
klagtendieMissstände.Sie beleg-
ten ihreAussagenmitVideos und
Bildern. Angesichts dieser Vor-
würfe kamen die Behörden in
Zugzwang.Allenvorandas fürdie
Stadtreinigung zuständige Bau-
undVerkehrsdepartement (BVD)
unterderLeitungvonHans-Peter
Wessels (SP). Für den Magistra-
ten waren die Berichte von BaZ-
JournalistWahl zuviel des Guten.
Knapp einen Monat später ging
bei der Staatsanwaltschaft eine
Strafanzeige ein. Ein Anwalt aus
Zürichverkündet darin,dassman
den JournalistenvorGericht brin-
gen will. Der Jurist wurde durch

das Bau- und Verkehrs-
departement Basel-Stadt, die Kli-
entschaft, bevollmächtigt.Unter-
schriebenwurde dieseVollmacht
von Regierungsrat Hans-Peter
Wessels.

Kein Strafbestand
Doch erwirft der BaZ nicht etwa
vor, seine Behördenstellen falsch
zitiert oder falsch berichtet zu
haben.Nein,das ist nicht das Pro-
blem.Regierungsrat Wessels und
sein Departement bezichtigen
den Journalisten der Rassen-
diskriminierung, einer Straftat.
Der Grund: «Der BaZ-Artikel ist
geprägt von einer negativen
Grundstimmung», wie es in der
Anzeige steht.

Das im Zentrum der Bericht-
erstattung stehende, von tür-
kischstämmigen Unternehmern
geführte Lokalwerdemit zahlrei-
chen abwertendenVorkommnis-
senwie Lärm,Abfall und Drogen
inVerbindung gesetzt. Zudemsei
im Bezug auf den Drogenhandel
imArtikel immerwiederdie Rede
von «Schwarzen» oder«Drogen-
dealern aus Afrika».

Dies berichtetendieAnwohner
im direktenWortlaut undwurde
vom Journalisten so geschrieben,
weil es denTatsachen entspricht,
dass die mutmasslichen Delin-

quenten zum Teil aus Afrika
stammen. Video- und Bildauf-
nahmenoderBeobachtungenvor
Ort bestätigten,dassviele von ih-
nendunkelhäutig sind.Mit diesen
Äusserungen würden jedoch
Schwarze in einergegendieMen-
schenwürde verstossendenWei-
se pauschal kriminalisiert, so der
Vorwurf. Wessels’ Anwalt sieht
den Straftatbestand erfüllt.

Die Staatsanwaltschaft Basel-
Stadt (Stawa) ist anderer Mei-
nung: Sie hat am8.August dieses
Jahres ihre Untersuchung abge-
schlossen und eine Einstellungs-
verfügung publiziert. Sie sieht

keinen Straftatbestand als erfüllt
an. Damit ist die gesamte Übung
nach einem Jahrwieder beendet.

Unbekannte Kosten
Nach einer ausgiebigen Korres-
pondenz zwischen den Juristen
der beiden Parteien und den Be-
hördenundnach einerVorladung
und Einvernahme des beschul-
digten Journalisten bleibtvomur-
sprünglichen Vorwurf der Ras-
sendiskriminierungnichts übrig.
Was bleibt, sind die Kosten. Die
trägt nun der Steuerzahler.

Wie teuerdieseAngelegenheit
für den Kanton wird, gibt dieser

nicht bekannt. Stawa-Sprecher
Peter Gill sagt: «Die entstande-
nenVerfahrenskosten fürdie Be-
arbeitung der beiden Anzeigen
liegen im Rahmen ähnlich gela-
gerter Fälle. Sie setzen sich zu-
sammen aus den Gebühren zur
Deckung des Aufwands und den
Auslagen im konkreten Straffall
und gehen vorliegend zulasten
des Kantons.»

Regierungsrat Wessels selbst
will keine Stellung nehmen.Wie
sein Sprecher Daniel Hofer aus-
richten lässt,wisse sein Departe-
ment noch nichts von der Ein-
stellungsverfügung. «Da das

Verfahren aus unserer Sicht noch
nicht abgeschlossen ist, können
wir auch die Kosten noch nicht
abschliessend beziffern. Sie be-
wegen sich im üblichen Rahmen
einer strafrechtlichen Vertre-
tung», sagt Hofer. Dochweshalb
hat das Departement zulasten
des Steuerzahlers eine sachfrem-
deAnzeige eingereicht, die nichts
mit der Behörde selbst oder sei-
ner Arbeit zu tun hat? Hofer:
«Wir sehen uns in der Pflicht,
unsere Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter vor pauschalen Ver-
unglimpfungen zu schützen und
einem Journalismus, inwelchem
Schwarze generell kriminalisiert
werden, entgegenzuwirken.»

Dass dieseAnzeige sachfremd
ist, hat dazu geführt, dass Wes-
sels’Departement ebenkeineEin-
sicht in dieVerfügungbekommen
hat. Auch Einsicht in die Verfah-
rensakten hat die Staatsanwalt-
schaft verweigert.

Denn das BVD sei nicht selbst
vom Strafbestand der Rassen-
diskriminierung betroffen gewe-
sen, gilt deshalb nicht als prozes-
sierende Partei und kann auch
keine Beschwerde gegen die Ver-
fügungderStaatsanwaltschaft ein-
reichen. Die Beschwerdefrist ist
ohnehin am 22. August abgelau-
fen und die Sache somit erledigt.

Rassismus-Anzeige löst sich in Luft auf
Justiz Versuch gescheitert: Wie die Staatsanwaltschaft einen Angriff gegen einen BaZ-Journalisten abschmetterte.

Nach demBrand an derRheingas-
se 17 beginnen nun die Abriss-
arbeiten. In der Nacht auf Don-
nerstag fuhr ein 120 Tonnen
schwerer Kran vor dem Gebäude
auf, begleitet von der Basler Kan-
tonspolizei. Es handelte sich da-
bei umeinenAusnahmetransport.

Einen Greifbagger dieser
Grösse in die eher enge Rhein-
gasse zu transportieren, sei nicht
gerade einfach, so Peter Blumer
von der Gebäudeversicherung

Basel-Stadt. «Man beginnt nun,
den Dachboden sowie die dritte
Etage abzureissen.» Dies werde
allerVoraussicht nachTage oder
Wochen dauern – aber keineMo-
nate, betonte der Direktor der
Gebäudeversicherung.

Verdächtiger weiter in Haft
Wie die «Basellandschaftliche
Zeitung» amDonnerstag schrieb,
würden dieVerantwortlichen an-
schliessend eine neue Standort-

bestimmung vornehmen und
entscheiden, ob undwelche Tei-
le des historischen Baus noch ge-
rettet werden können.

Der Mann, der verdächtigt
wird, den Brand ausgelöst zu ha-
ben, sitzt gemäss der «Baselland-
schaftlichen Zeitung» noch im-
mer in Untersuchungshaft. Er
hatte sich zum Zeitpunkt des
Brandes im Haus aufgehalten
und ist wegen fahrlässiger
Brandstiftung angezeigt.

Die Kriminaltechniker hätten das
Haus wegen Einsturzgefahr je-
doch noch nicht betreten kön-
nen, so berichtet die Zeitungwei-
ter.Dasselbe gilt für dieMitarbei-
ter der Bar Grenzwert, die
teilweise noch Besitztümer dort
gelagert hätten.Aufwas für eine
Summe sich der Schaden beläuft,
der an derRheingasse 17 entstan-
den ist, bleibt weiterhin unklar.

Kathrin Hauser

Nach Brand in der Rheingasse fährt der Bagger auf
Rückbau In der Nacht auf Donnerstag wurde ein Kran angeliefert,
um die obersten zwei Etagen des Gebäudes abzureissen.

Den Greifbagger in die enge Rheingasse zu manövrieren, sei nicht einfach gewesen, so die Gebäudeversicherung Basel-Stadt. Foto: Dominik Plüss

Dass beim Claraplatz Dunkel-
häutige Drogen verkaufen, ist
eine Tatsache. Nur ein Idiot
schliesst daraus, dass alle Dun-
kelhäutigen kriminell sind.
Regierungsrat Hans-Peter
Wessels ist kein Idiot, aber er
träumt wohl insgeheim von
Orban und Kaczyński oder gar
von Putin und Erdogan. Klar,
das ist übertrieben. Aberwie
diese Staatschefs geht nun auch

Wessels mit fadenscheinigen
Gründen gegen investigative
Journalisten vor. Redaktor
DanielWahl hat viele Miss-
stände inWessels’ Departement
aufgedeckt. Und nunwollte der
Magistrat seinen Kritikerwegen
eines harmlosen Nebensatzes
mit der Rassismuskeule erschla-
gen. Sein Versuch ist gescheitert,
die totalitäre Anwandlung bleibt:
Er verunglimpfte einen kriti-

schen Journalisten. Mit seiner
Strafanzeige setzte er dessen
privates Umfeld unter Druck.
Dieses Vorgehen sei seine
Pflicht, lässtWessels ausrichten.
Nein, das ist einfach nur schäbig.

Wessels’ totalitäre Anwandlung
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